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Der Abschnittsbevollmächtigte 
Ein fast schon vergessener Versuch der Kriminalprävention 

Aufgrund der kaum begrenzten Steuerungsmöglichkeiten der Politik entwickelten 
sozialistische Gesellschaften auch in der Sicherheitspolitik andere Muster gesell­
schaftlicher Differenzierung als Marktgesellschaften. Am Beispiel der DDR wird 
gezeigt, wie polizeiliche Prävention sich unter sozialistischen Bedingungen ent­
wickelte, an welche Grenzen und Widersprüche sie stieß, aber auch, welche funk­
tionalen Äquivalente im Westen Deutschlands entstanden. 

Due to the almost unlimited political control socialist societies developed diffe­
rent patterns of social differentiation in comparison to market societies. The same 
applied to the field of security politics. The example of the GDR serves to demon­
strate how police crime prevention took shape under socialistic conditions, with 
which limits and contradictions it met. Finally, the question of functional equiva­
lents in security politics of West Germany will be discussed. 

Auch eine Dekade nach dem Zusammenbruch des Sozialismus und der deut­
schen Wiedervereinigung ist die Geschichte noch nicht 'zur Ruhe gekommen'. 
Insbesondere aus den Archiven der Stasi erreicht immer wieder brisantes Mate­
rial über politische Vorgänge die Öffentlichkeit. Allerdings hat sich im Laufe 
der letzten 10 Jahre etwas verschoben: die einfachen Dichotomien von gut und 
böse, von erfolgreich und gescheitert, beginnen sich aufzulösen, und die Archive 
des Sozialismus - die von keiner Seite vollständig gesäubert werden konnten 
- entwickeln sich unerwartet zu einem Spiegel der westdeutschen Gesellschaft.
Dieser Prozess ist allerdings nicht frei von Irritationen. Auf der einen Seite sind
Verklärungen oder sogar posthume Identitätsstiftungen mit dem untergegan­
genem sozialistischen System zu verzeichnen, auf der anderen Seite ist die
Unwilligkeit, die ideologischen Scheuklappen des kalten Krieges abzulegen
und sich jener eigentümlichen sozialistischen Gesellschaft mit nüchternem Blick
anzunähern, unübersehbar (Hornbostel 2000).

Dennoch: Die Distanz eröffnet einen analytischen Zugang zu einem historisch 
einmaligen Experiment der Modeme, nämlich der Entwicklung von zwei grund­
sätzlich verschiedenen Gesellschaftsformen auf einer kulturell und ökonomisch 
vergleichsweise homogenen Ausgangsbasis. Es lohnt daher durchaus, die DDR 
nicht einfach als historisch gescheitertes Experiment zu sehen, sondern - auch 
im Hinblick auf polizeiliche Sicherheitspolitiken - nach „Strukturprinzipien" 
zu fragen, ,,aus denen sich verallgemeinerbare Einsichten für die Formation 
sozialer Ordnungen und der sich ausbildenden Handlungskontexte ergeben" 
(Lepsius 1993, S. 335). 

In diesem Sinne geht es im folgenden nicht um eine Geschichte der Volkspo­
lizei, sondern um einen thematisch wie zeitlich kurzen Ausschnitt, mit dem 
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eine zentrale Figur der DDR Präventionspolitik auf dem Hintergrund der gegen­
wärtigen sicherheitspolitischen Debatte in Deutschland beleuchtet werden soll. 

1. Differenzen und unerwartete Konvergenzen

In Westdeutschland entwickelte der Polizeiapparat eine starke Technisierung 
und Aufgabendifferenzierung. Insbesondere blieben präventive Aufgaben, die 
in sozialpolitische oder -pädagogische Felder hineinreichen, nicht-polizeilichen 
Akteuren vorbehalten. Seit Ende der 80er Jahre zeichnet sich aber unter dem 
Eindruck steigender Kriminalitätsraten eine Veränderung ab. Neben verschie­
denen rechtlichen Ausdehnungen der eher technischen Kontrollmöglichkeiten 
und einer Lockerung der täterzentrierten reaktiven Grenzen polizeilichen Han­
delns, entwickelten sich unterschiedliche Modelle kommunaler Kriminalprä­
vention. Dabei wurde sowohl auf die Mobilisierung von Bürgern für polizei­
ähnliche Tätigkeiten gesetzt als auch auf eine bürgernähere Polizei, insbeson­
dere aber auf die Einrichtung kriminalpräventiver Räte, deren wichtigstes Kenn­
zeichen eine Koordination verschiedenster sozial- und ordnungspolitisch rele­
vanter Akteure ist (Hornbostel 1998). Von den einen wurde diese Entwicklung 
als tiefgreifende Umstellung polizeilichen Handelns von einem „rechtsstaat­
lichen Konditionalprogramm" auf ein „offenes Zweckprogramm" diagnosti­
ziert und entsprechend die Gefahr einer ausufernden Sozialkontrolle dramati­
siert ( vgl. Narr 1994, vgl. Lehne 1998). Von den anderen wurde diese Ent­
wicklung hingegen als Modernisierungsprozess - nicht nur als Effizienzstei­
gerung - begrüßt, welcher sich an einem Sicherheitsbegriff orientiert, der sehr 
viel stärker durch die subjektiven Sicherheitsbedürfnisse der Bürger geprägt 
ist als durch die Beachtung von Ressortzuständigkeiten und der Einhegung des 
staatlichen Gewaltmonopols. 

Die öffentliche Debatte über Sicherheit bewegt sich seitdem zwischen libertä­
ren Forderungen nach klarer rechtlicher Begrenzung und Kontrolle des staat­
lichen Gewaltmonopols einerseits und eher kommunitären Forderungen nach 
Maßnahmen sozialer Kontrolle und Intervention, die sich aufkleinräumige Poli­
tiken stützt, polizeiliches Handeln einerseits ausdehnt, andererseits neue nicht­
polizeiliche „Sicherheitsproduzenten" einbezieht. 

Betrachtet man die Entwicklung der Volkspolizei der DDR, so scheint die Ent­
wicklung des Sicherheitsdiskurses fast mit umgekehrten Vorzeichen abgelau­
fen zu sein. Geradezu programmatisch war die Verpflichtung dieser Polizei auf 
politisch-moralische Ziele, nicht auf Recht: ,,Zum ersten Mal in der deutschen 
Geschichte wurde eine Polizei geschaffen, die den Willen und die Interessen 
der Arbeiterklasse vertritt, deren oberstes Gesetz des Handelns zu jeder Zeit 
die Sicherung der revolutionären Errungenschaften des werktätigen Volkes und 
die Förderung des gesellschaftlichen Fortschritts ist" (Ministerium des Innern 
1979, S.6). Dabei wurde die eigentümliche Verschmelzung von nachrichten­
dienstlichen Tätigkeiten, originär polizeilichen, erzieherischen, politischen und 
sozialpädagogisch-betreuenden Aufgaben explizit in Absetzung von den west­
deutschen Entwicklungen formuliert: ,,Angesichts des Ausbaus der Unterdrü­
ckungs- und Terrorfunktionen der Polizeiorgane der BRD tritt deren Gegen­
satz zu der vom Vertrauen der Werktätigen getragenen Polizei des Volkes in 
der DDR noch klarer hervor und unterstreicht, dass die Schaffung und die Ent­
wicklung der Volkspolizei als Machtinstrument der befreiten Arbeiterklasse zu 
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den bedeutsamsten historischen Errungenschaften gehören" (Ministerium des 
Innern 1983, S.6). 

Kernstück der „Volksnähe" jener Polizei war das System der Abschnittsbe­
vollmächtigten (ABV), das 1953 eingeführt wurde. Dazu wurden räumliche 
Abschnitte so definiert, dass auf durchschnittlich 3.000 Einwohner ein Poli­
zist im Dienstrang eines Offiziers verfügbar war (in städtischen Bereichen lag 
die ABV-Dichte weitaus höher). Dieser ABV sollte nach Möglichkeit im 
Abschnitt wohnhaft sein, eine Sprechstunde abhalten und durch regelmäßige 
Streifengänge Präsenz zeigen. Zur Unterstützung konnte er „Freiwillige Hel­
fer" anwerben, Bürger, die zwar kaum Kompetenzen besaßen, aber mit ihrer 
roten Armbinde die Gegenwart der Ordnungsmacht symbolisierten. Attraktiv 
war eine solche Tätigkeit nur insofern, als sich mit ihr die Verpflichtung zu 
„gesellschaftlicher Aktivität" relativ umstandslos mit den ohnehin geplanten 
Abendspaziergängen verbinden ließ. Der ABV galt als „Bindeglied zwischen 
Partei, Staat und Bevölkerung" (Die Volkspolizei 7, 1979, S.1-3). Sein Auftrag 
bewegte sich entsprechend zwischen polizeilichen Anforderungen, sozialem 
Konfliktmanagement und politischen Aufgaben. Es würde zu weit führen, die 
Aufgaben des AB V im einzelnen aufzulisten, die wichtigsten seien aber genannt: 
Verhinderung und Aufdeckung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, Unter­
bindung von „Rowdytum", Personenkontrolle und Meldewesen (insbes. Kon­
trolle der Hausbücher), Kontrolle bau- und feuerpolizeilicher Vorschriften, 
Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Organisationen, Streifelaufen, 
Wiedereinbürgerung Straffälliger, Betriebssicherungen, Verkehrskontrolle 
und -regelung, Sammlung von operativen Hinweisen auf Übersiedlungsab­
sichten, Einwirken auf Ausreisewillige zwecks Antragsrücknahme, Teilnahme 
an außergerichtlichen Schlichtungsverfahren, politische Erziehungsarbeit. 

Das ausufernde Aufgabenspektrum wurde weniger durch Rekurs auf Rechts­
normen konkretisiert als vielmehr durch eine Flut von Beispielen für korrek­
tes Verhalten, die regelmäßig mit Kampf- und Wachsamkeitsparolen gegen den 
schwer greifbaren Klassenfeind durchsetzt waren. 

Mit der Wiedervereinigung entstand-in den neuen Bundesländern - eine wider­
sprüchliche Situation in der Öffentlichkeit: Einerseits wurde die Integration 
der Polizei in einen rechtsstaatlichen Rahmen uneingeschränkt begrüßt, ande­
rerseits ließ die steigende Kriminalitätsbelastung und die dazu überproportio­
nal ansteigende Kriminalitätsfurcht sehr schnell Zweifel an der Leistungsfä­
higkeit der „neuen" Polizei aufkommen. Die Reaktion der inzwischen weit­
gehend unter westdeutscher Führung stehenden Polizei in den neuen Bundes­
ländern bestand im Import neuer Konzepte aus Westdeutschland. Dazu gehör­
ten die oben dargestellten Präventionskonzepte ebenso wie die „bürgernahe 
Polizei". So wurde beispielsweise die Thüringer Bevölkerung mit einem 
,,Schandi zum Anfassen", oder amtlicher einem „Kontaktbereichsbeamten" über­
rascht. Es verwundert nunmehr kaum, dass die Regionalpresse diese Nachricht 
mit Beruhigung als „Rückkehr des ABV" ihren Lesern zur Kenntnis brachte 
(Hausmann/ Hornbostel 1994). Ein Missverständnis? Oder vielmehr die all­
tagsweltlich basierte Wahrnehmung funktionaler Äquivalente in der Sicher­
heitsproduktion? Sieht man die Aufgabenkataloge von Kontaktbereichsbeam­
ten (KOBB) durch, stößt man schnell auf einen weiten Überschneidungsbe­
reich zwischen den Aufgaben eines ABV und eines KOBB, und man findet 
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eine ähnliche diffuse Aufgabenbeschreibung, was das Sammeln und Auswer­
ten sicherheitsbezogener Erkenntnisse angeht. Auch die vom ABV verlangte 
Zusammenarbeit mit den verschiedensten Organisationen und gesellschaftlichen 
Gruppen läßt sich im Thüringer Polizeiorganisationsgesetz als polizeiliche Auf­
gabe der Zusammenarbeit mit „gesellschaftlichen Gruppen auf örtlicher 
Ebene" wiederfinden (Hausmann/ Hornbostel 1997). Der Deja-vu-Effekt, der 
sich bei vielen Ostdeutschen einstellt-positiv wie negativ-, ist also einer genau­
eren Analyse würdig. 

2. Der Abschnittsbevollmächtigte (ABV)

Die folgenden Ausführungen stützen sich auf Archivrecherchen in den Akten 
der Deutschen Volkspolizei, und zwar der Bezirksdirektion Gera und der Haupt­
verwaltung der Deutschen Volkspolizei im Bestand des Innenministeriums, und 
auf Interviews mit ehemaligen ABV. Die Fundstellen sind hier nicht detailliert 
aufgeführt (dokumentiert in: Hausmann/ Hornbostel 1997 und 1994). 

Bereits die Aufgabenbeschreibung des ABV macht deutlich, dass er in sehr 
unterschiedliche Loyalitätsverhältnisse eingebunden war: Zunächst eine expli­
zit erwünschte Einbindung in das lokale Milieu, sodann die Integration in die 
Befehls- und Berichtshierarchie des Polizeiapparates und schließlich die (par­
tei)politische Vereinnahmung - und auch parteidisziplinarische Unterstellung 
-des ABV. Die Verschränkung der drei Bezugssysteme war ausgesprochen kon­
fliktreich.

In den 50er und 60er Jahren wird „Volksnähe" im wesentlichen instrumentell 
als Voraussetzung für Informationsbeschaffung verstanden. Die ABV führen 
sog. ,,Strukturmappen", in denen nicht nur die Infrastruktur des Ortes verzeichnet 
wird, sondern auch „Zuverlässigkeitseinschätzungen" über die Bürger nieder­
gelegt werden, ebenso wie die Beobachtung von potentiellen Multiplikatoren, 
d.h. von „Sporttaubenhaltern, Besitzern von Druckmaschinen, Vervielfälti­
gungsapparaten und Lichtpausenmaschinen". Die Führung dieser Mappen wird
Anfang der 60er Jahre aufgegeben, da bedingt durch die Geheimhaltungsvor­
schriften der Erstellungsaufwand für diese Mappen deren Nutzen wohl bei wei­
tem übertraf. Zu dieser Zeit wird auch eine doppelte Kritik an den AB V erkenn­
bar: Einerseits wird beklagt, ,,dass die Staatsorgane den Werktätigen gegenü­
ber oft seelenlos bürokratisch, rechthaberisch und überheblich entgegentreten",
es wurde mangelnde „Differenzierung in der Ausdrucksweise" bei Unterhal­
tungen mit Arbeitern bzw. Angehörigen der Intelligenz beklagt, und auch der
leichtfertige Gebrauch der Schusswaffe wurde durch die Hauptverwaltung der
Deutschen Volkspolizei gerügt, wobei sogar davon ausgegangen wurde, dass
,,vielfach das Verhalten unserer Volkspolizisten mit die Ursache von Wider­
standsdelikten ist". Auf der anderen Seite zeigen die disziplinarrechtlichenAus­
einandersetzungen, dass die ABV nicht selten gerade durch Assimilation an
das lokale Milieu in Schwierigkeiten kamen. Die Land-AB V - materiell in kei­
ner Weise privilegiert - sollten beispielweise die Maßnahmen zur Kollektivie­
rung der Landwirtschaft unterstützen und vorantreiben (vgl. Lindenberger 1999).
Ganz im Gegensatz zur ideologischen Linie empfanden jedoch viele AB V z.B.
die auf den Dörfern übliche private Nutztierhaltung, angesichts der Versor­
gungsengpässe, als selbstverständliche Maßnahme. Die disziplinarische
Behandlung derartiger Selbstversorgung ließ sich in die Alltagskontexte der
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ABV kaum vermitteln. Auch in den folgenden Jahrzehnten zeigen die Proto­
kolle dienstrechtlicher Auseinandersetzungen immer wieder, wie die Teilhabe 
oder Duldung von im Alltagskontext unbedenklichen Handlungen (Bewertung 
politischer Aussagen als Stammtischgerede, ,,Organisieren kleiner Mengen von 
Baumaterial") den ABV unversehens in eine dienstrechtliche Auseinanderset­
zung führten. 

Zwischen diesen Extrempolen kann man das eher undramatische Alltagsge­
schäft des ABV einordnen. Es bestand überwiegend aus Präventionsaufgaben, 
aus Schlichtungsfunktionen bei Nachbarschaftskonflikten, Teilnahme an 
außergerichtlichen Schlichtungsverfahren und aus einer Art „Kummerkasten­
funktion", die auch die Annahme und Weiterleitung von Eingaben aller Art bein­
haltete. Im Interview charakterisierte ein ehemaliger ABV diesen Polizeiall­
tag mit den Worten: ,,Der ABV war die Mutter des Abschnitts". Diese Aufga­
ben, die in der Spätphase der DDR auch terminologisch von der „Volksnähe" 
zur „Bürgernähe" mutierten, wurden allerdings weder-wie von der SED erwar­
tet-aus einer Position des politischen Agitators wahrgenommen, noch aus einer 
Position rechtsstaatlich klar umrissener Befugnisse und Funktionen, vielmehr 
bildete eine Melange kleinbürgerlicher Werthaltungen das Orientierungsgerüst 
für den AB V. Diese diffuse Definition des Handlungsrahmens blieb jedoch pre­
kär: Sie wurde einerseits unter dem Motto „Ordnung, Sicherheit, Ruhe und 
Geborgenheit" als Handlungsmaxime immer wieder exemplifiziert ( vgl. z.B. 
Die Volkspolizei 13/1975 oder 7/1985), andererseits wurde von der Polizei­
führung durchaus registriert, dass solche Handlungsleitlinien schwer admi­
nistrierbar sind, und entsprechend wurden „Kritikempfindlichkeit" und „Ver­
spießerung" als Problem der AB V-Tätigkeit wahrgenommen. 

3. Der 'Sheriff' und der Apparat

Die Hauptverwaltung der Deutschen Volkspolizei sah sehr deutlich „die Not­
wendigkeit der verstärkten Erziehungsarbeit ( .. ) auf Grund der Tatsache, dass 
die ABV auf sich allein angewiesen arbeiten und am meisten negativen Ein­
flüssen ausgesetzt sind". 

Im Laufe der Zeit wurde die Frage der Kontrolle der ABV so dringlich, dass 
Anfang der 80er Jahre systematische Revisionen (sog. AB V-Grundkontrollen) 
eingeführt wurden. Die Ergebnisse entsprachen den Befürchtungen. Mit 
Begriffen wie „Rentenideologie", ,,Resignationserscheinungen", unzurei­
chendes allgemeines Bildungs- und „Ausbildungsniveau" und „Entpflich­
tungsideologie" wurde die AB V-Arbeit kritisiert. Die Ursachen für die wahr­
genommenen Missstände sind vielfältig: Die Volkspolizeikreisämter (VPKA) 
konnten oder wollten die eigenständige Arbeit der ABV nicht detailliert über­
wachen, zumal der Aufgabenbereich des AB V beständig angewachsen war. Die 
ABV selbst hatten aufgrund des permanenten Personalmangels durchaus Droh­
potentiale (Versetzungsanträge, Schulungsabbruch, bewusste Disziplinverlet­
zungen) gegenüber ihren Vorgesetzten. Im VPKA Greiz beispielsweise heißt 
es in einer der wöchentlichen Lageeinschätzungen, dass die ABV die beste­
henden Weisungen und die dienstlichen Vorgesetzten „überhaupt nicht für voll 
nehmen". Erleichtert wurde der Rückzug durch das System der Freiwilligen 
Helfer (vgl. Meininger 1988). Diese - den diversen Polizeihilfsdiensten in den 
alten Bundesländern sehr ähnliche - Einrichtung erlaubte dem ABV, lästige 
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Routinearbeiten an die freiwilligen Helfer (FH) zu delegieren (einem AB V konn­
ten bis zu 20 FH unterstehen). Schließlich wirkte sowohl die schlechte mate­
rielle Versorgung der ABV als auch das beständige Damoklesschwert politi­
schen Fehlverhaltens demotivierend. 

Die Reaktion des Apparates bestand einerseits aus disziplinarischen Maßnah­
men (und zwar sowohl disziplinarrechtlichen - incl. Entlassung - als auch aus 
Parteiordnungsverfahren), andererseits aus Erhöhung des Kontrolldrucks. 
,,Konkret abrechenbare Leistungen" war das Zaubermittel, mit dem die Tätig­
keiten des ABV transparent gemacht werden sollten. Dazu gehörten nicht nur 
ein ausuferndes Berichtswesen, sondern auch zentral geplante Unternehmun­
gen wie die „Aktion Schneeflocke", bei der die ABV die Hausbewohner im 
Abschnitt morgens um 5 Uhr auf Schneeräumpflicht aufmerksam machen und 
bis 9 Uhr die „Erfolgsmeldungen" im Revier abliefern mussten. Wenngleich 
solche Aktionen Ausnahmen blieben, machte die steigende Bürokratisierung 
es den ABV nicht gerade leichter, ihren eher diffusen Präventionsauftrag zu 
erfüllen. Dass es sich hierbei nicht um besondere Merkmale einer sozialisti­
schen Bürokratie handelte, lässt sich schnell an den ähnlich gelagerten Kon­
flikten in den alten Bundesländern (hier Nordrhein-Westfalen) erkennen: ,,Die 
Vorgesetzten „ müssen „ die selbstständige und eigenverantwortliche Tätig­
keit der Bezirksbeamten fördern und nicht etwa - wie bisweilen in der Ver­
gangenheit geschehen - durch bürokratische Maßregeln und kleinliche Kon­
trollmaßnahmen behindern" (Granitzka 1995). 

Das heißt allerdings nicht, dass die ehemaligen ABV - soweit sie im Polizei­
dienst verblieben sind - keine Unterschiede im Arbeitsalltag registrierten: Sie 
beklagen nicht nur den heute erheblich höheren Zeitdruck, sie vermissen vor 
allen Dingen ihr Jmage als „Sheriff', das sich nicht zuletzt aus dem diffusen 
Sanktionspotential speiste, das dem ABV zur Verfügung stand: ,,Heute rasselt 
es gleich Anzeigen . .. Früher konnte ich mir den Verdächtigen ranholen. Heute 
ist das schwieriger. Ich kann ohne handfesten Verdacht nicht einfach jeman­
den festnehmen." So skizziert ein ehemaliger ABV den Veränderungsprozess 
gegenüber der Presse (Wochenspiegel 1994). 

4. Der ABV als politischer Spitzel - Zwischen Klassenkampf und
Spießbürgertum

Die SED sah den ABV immer als politischen Polizisten, auch wenn die Selbst­
wahrnehmung der ABV damit kaum korrespondierte. Sehr konkret wurde diese 
Rolle des politisch agierenden Polizisten Anfang der 80er Jahre, als im 
Gefolge des Grundlagenvertrages die Ost-West-Mobilität zunahm und die Aus­
reisebewegung aus der Sicht des Regimes bedrohliche Formen entwickelte. Die 
ABV waren nicht nur angehalten, alle Hinweise, die auch nur entfernt mit der 
Möglichkeit eines „illegalen Grenzübertritts" oder anderen Ausreisevorberei­
tungen zu tun haben könnten, zu beobachten und mitzuteilen, sie waren darü­
ber hinaus unmittelbar in die Begutachtung von „Westreiseanträgen" und in 
die Maßnahmen zur „Zurückdrängung" der „Anträge auf dauerhafte Ausreise 
aus der DDR" eingebunden. In beiden Punkten waren die ABV auf charakte­
ristische Weise überfordert: Sie hatten keine handfesten Anhaltspunkte über 
die Erkennungsmerkmale politischer Dissidenz oder „ideologischer Diversion" 
und verstrickten sich hoffnungslos in den kursierenden Gerüchten über 

Krim. Journal, 32. Jg. 2000, H. 3 201 



Geheimchiffren von Ausreisewilligen. Als ähnlich problematisch erwiesen sich 
die sog. ,,E-Berichte". Bei Ausreiseanträgen oder Besuchsgenehmigungen für 
den Westen hatten die VPKA erste Einschätzungen des Antragstellers in 
Berichtsform für die weitere Antragsbearbeitung bereitzustellen. Dazu stellte 
der AB V eigene Ermittlungen an, führte Gespräche mit der Nachbarschaft, dem 
Antragsteller, dem Betrieb usw .. Der ABV sollte eine erste Einschätzung des 
Antragstellers, seiner Lebensumstände, seiner gesellschaftlichen Position und 
seines politischen Verhaltens erstellen. Was allerdings begründete Anhaltspunkte 
für eine Verweigerung der Besuchsgenehmigung sein könnten, blieb äußerst 
schemenhaft. Auch die Nachbarschaftsauskünfte erwiesen sich als kaum ver­
wertbar, denn positive Aussagen standen im Verdacht der „Vetternwirtschaft", 
hinter negativen Urteilen durfte man die „schmutzige Wäsche" persönlicher 
Animositäten vermuten. Abgearbeitet wurden die Gliederungspunkte der E­
Berichte daher nach dem bereits oben geschilderten Schema einer Orientie­
rung an Alltagserfahrungen und milieuspezifischen Werthaltungen. Im Inter­
view schilderte ein ehemaliger ABV, wie er das Ermittlungsproblem zu lösen 
pflegte: Er gab einem Freiwilligen Helfer den Auftrag festzustellen, ob die Gar­
dinen des Antragstellers sauber seien oder nicht. Saubere Gardinen waren nach 
seiner Erfahrung ein untrügliches Indiz für den Tatbestand „ordentlicher Bür­
ger". Eine negative Beurteilung sprach dieser ABV (so seine Angaben im Inter­
view) nur gegenüber einem - seiner Meinung nach- sozial des integrierten Bür­
ger mit schweren Alkoholproblemen aus. Dessen Besuchsantrag wurde frei­
lich - nicht unbedingt verwunderlich - stattgegeben. Die ABV neigten aber 
auch deshalb zu positiven Stellungnahmen, weil die Antragsteller von West­
besuchsreisen im Verweigerungsfalle mit Ausreiseanträgen drohten. Ausreise­
anträge aber waren auch für den ABV ein Problem, denn er sollte in Gesprä­
chen mit dem Antragsteller und unter längerfristige Beobachtung des Antrag­
stellers die Rücknahme des Ausreisebegehrens erwirken. Über den Erfolg die­
ser „Zurückdrängung" wurde akribisch eine Statistik geführt. Die vorgesetz­
ten Dienststellen sahen in den ABV-Berichten keine zuverlässige Quelle, sie 
seien zu positiv, zu oberflächlich und zu inkonsistent in der Argumentation. 
Für die ABV war dies - wie andere politische Verhaltenserwartungen auch -
eine Quelle der Verunsicherung durch den Polizeiapparat selbst. 

5. Der ABV als Networker und Bewährungshelfer

Typisch für das Konzept der AB V-Arbeit war die gesetzlich verankerte Koope­
ration zwischen den verschiedenen kommunalen Akteuren: Die Räte der Städte 
und Gemeinden sollten mit den gesellschaftlichen Gerichten, den Sicherheits­
organen, den Betrieben und Kombinaten Maßnahmen zur Kriminalitätsprä­
vention entwickeln und hatten dazu weitgehende Auskunftsrechte. Ihnen 
wurde auch die Verantwortung für die Wiedereingliederung Strafentlassener 
übertragen. Für den ABV bedeutete dies Mitarbeit und teilweise auch 
Berichtspflicht in einer Vielzahl von Kommissionen und Gremien sowie eine 
ganze Reihe routinemäßiger Kontakte. Eine nennenswerte Anzahl von ABV 
war darüber hinaus selbst als Abgeordnete in den lokalen Räten vertreten. Inten­
diert war ein Informationsnetzwerk und insoweit ein Koordinationsmecha­
nismus, der den Grundideen heutiger Präventionsräte durchaus ähnlich ist. Ähn­
lich allerdings auch hinsichtlich der Anfälligkeit für die Entwicklung relativ 
schnell leerlaufender bürokratischer Routinen. Die Unterschiede sind jedoch 
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ebenso deutlich. Hinter den Netzwerkkonzepten stand eine generalpräventive 
Grundstruktur, die anderorts funktional ausdifferenzierte Bereiche integrierte, 
organisatorisch getrennte Bereiche wie Ordnungspolitik, pädagogische Inter­
vention, polizeiliches Handeln und administrative Tätigkeiten zusammenfass­
te und schließlich auch die Grenzziehungen zwischen privat und öffentlich bis 
zur Unkenntlichkeit verwischte. Zwei Beispiele mögen dies illustrieren: Dem 
ABV oblag auch die Kontrolle der Hausbücher, einer Art Melderegister, das 
in jedem Haus von einer eigens beauftragten Person geführt werden musste. 
Verzeichnet wurden dort nicht nur biographische Daten der Hausbewohner, son­
dern auch Besucher mussten eingetragen werden. Zusammen mit den Kontakten 
zur „Wohnparteiorganisation", dem „Wohnbezirksausschuß der Nationalen 
Front", der „Hausgemeinschaftsleitung" und den Informationsnetzen, die der 
ABV laut Dienstordnung initiieren und pflegen sollte, entstand - theoretisch 
- ein dichtes Netz sozialer Kontrolle, das etwa im Falle eines Ausreiseantra­
ges auch relevant werden konnte. Praktisch blieb es allerdings eher bei einer
Kontrollphantasie, denn die skizzierten Probleme lassen bestenfalls auf eine
Informationsentropie schließen.

Zwischen immer neuen „Kommissionen", Experimenten mit Bürgerbeteiligung 
und bürokratischer Sozialkontrolle changierte auch die Wiedereingliederung 
von Straffälligen. Meist war die Strafentlassung mit Meldeauflagen, Kontakt­
verboten oder Aufenthaltsbeschränkungen versehen. Der ABV sollte diese Straf­
entlassenen - die sogenannten „Kontrollpersonen" -jederzeit im Blick haben. 
Er konnte sowohl gegenüber diesen Kontrollpersonen, wie auch gegenüber „kri­
minell gefährdeten Bürgern" - auch ohne einen Straftatbestand - Erziehungs­
maßnahmen und operative Überwachungen einleiten. Realisiert wurde im 
wesentlichen eine sehr bürokratische Kontrolle; Hilfe und Beratung fanden kaum 
statt (Fuss 1985). Auch andere Versuche wie die Bildung von Betreuungsgruppen 
mit unbescholtenen Bürgern oder engere Absprachen mit den Betrieben konn­
ten die für ein sozialistisches „Erziehungssystem" besonders unangenehmen 
Rückfallquoten nicht senken. 

6. Resümee

Die Volkspolizei - und an ihrer Basis der ABV - war ein Sicherheitsapparat, 
dessen Entwicklung nicht durch funktionale und Recht begrenzte Differen­
zierung gekennzeichnet gewesen ist, sondern gerade umgekehrt durch eine stän­
dig wachsende Integration von Aufgaben der Sozialkontrolle und sozialpäda­
gogisch-erzieherischen Funktionen einerseits, von Aufgaben der politischen 
Uberwachung und Agitation andererseits, und nicht zuletzt auch von militäri­
schen und geheimdienstlichen Aufgaben. Diese, im wesentlichen durch eine 
Klassenkampfrhetorik begründete, Aufgabendiffusion erzeugte notwendig 
Kompetenzüberschneidungen mit anderen Teilen des Gewaltapparates (Stasi, 
Militär, Betriebskampfgruppen, Grenztruppen etc.), vor allen Dingen mit Appa­
raten, die die SED unmittelbarer kontrollierte. Von den Kompetenzüber­
schneidungen abgesehen, führte die Mischung aus politischen, pädagogischen 
und polizeilichen Aufgaben zu einer strukturellen Überforderung des Perso­
nals, die einerseits zur Vernachlässigung von Aufgaben und Anordnungen durch 
die ABV führte, andererseits zu einer Dienstauffassung, die sich an den loka­
len Standards von „Ordnung" orientierte. Intendiert war ein guter Kontakt des 
ABV zur Bevölkerung, keineswegs jedoch eine Assimilation an die lokalen 
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Milieus (vgl. dazu die literarische Verarbeitung von Matyasik 1991). Immer 
wenn das lokale Milieu zum Handlungsmaßstab werden konnte, wurde die Aus­
legung von Rechtsnormen, die Prioritätensetzung und vor allen Dingen der poli­
tisch-ideologische Auftrag an eher unpolitischen, kleinbürgerlichen Konzep­
ten von Ruhe und Ordnung gebrochen. Der Polizeiapparat beantwortete den 
Verlust an Führungsfähigkeit mit steigender Bürokratisierung und Politisierung, 
was dazu führte, dass der Apparat für die ABV weniger Rückendeckung als 
Quelle von Verunsicherungen wurde. Die „Kosten" dieser Entdifferenzie­
rungspolitik bestanden, gemessen an den zentralen Vorgaben - in vielfältig doku­
mentierten Leistungsdefiziten. Anders wirkte dieser Apparat dort, wo lokale 
Standards handlungsrelevant und die ideologischen Anforderungen gewisser­
maßen unterlaufen wurden - meist basierend auf einer Allianz von verschie­
denen Akteuren (aus Politik, Wirtschaft und Polizei). Gelang es auf lokaler Ebene 
jenseits der Bürokratisierungstendenzen informelle Netze aufzubauen, konn­
ten durchaus wirksame Präventionspolitiken entwickelt werden. Dazu gehörte 
auch, dass die ABV zusammen mit den außergerichtlichen „Konfliktkommis­
sionen" ein kleinräumig wirksames Schlichtungssystem bildeten, das sowohl 
Nachbarschaftsstreitigkeiten als auch minder schwere Delikte bearbeitete. Diese 
,,Präventionskultur" war sicherlich eine der Ursachen für ein enorm hohes sub­
jektives Sicherheitsempfinden der DDR-Bürger. Was im Rahmen einer solchen 
Sozialkontrolle noch duldbar war, entschied sich in einem Dreieck, das 
aus lokalen Ordnungserwartungen gespeist wurde, durch die Kontrollfähigkeit 
des Polizeiapparates begrenzt wurde und schließlich durch die ideologische 
Definition dessen bestimmt war, was als „der sozialistischen Gesellschaft 
wesensfremde Erscheinungen wie Rowdytum, Asozialität und Dekadenz als 
Überreste bürgerlicher Denk- und Verhaltensweisen" oder als „ideologische 
Diversion des Klassengegners" zu bekämpfen war (Ministerium des Innern 1983, 
S.276).

Betrachtet man die Diagnosen gegenwärtiger Tendenzen in Europa, die von einer 
Auflösung der „oligopolistisch-präventiven Sicherheitsordnung" zugunsten 
segmentärer, kleinräumiger Politiken von Bürgern, Betroffenen, staatlichen und 
privaten Sicherheitsanbietern teils in Koalition mit, teils in Opposition zur staat­
lichen Sicherheitspolitik ausgehen (vgl. von Trotha 1995), dann scheint zumin­
dest eine Facette der DDR-Sicherheitspolitik verblüffend modern gewesen zu 
sein. In welches Spannungsfeld eine polizeiliche Präventionspolitik gerät, die 
zwischen lokalen Ordnungsvorstellungen, der Einbindung von Laien in die poli­
zeiliche Tätigkeit, den Sicherheitsinteressen einzelner Akteure (z.B. Betriebe), 
sozialpolitischen und -pädagogischen Interventionserwartungen und zentralen 
rechtlichen oder politischen Vorgaben vermitteln soll, das lässt sich jedenfalls 
am Abschnittsbevollmächtigten der DDR-Volkspolizei recht gut studieren. 
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